
sierte Grundsatz des 6 3 StGB zur Abgrenzung der 
Nichtstraftat von der Straftat erfordert daher für die 
Beurteilung, ob ein erheblicher Schaden verursacht 
worden ist und die Verkürzungshandlung eine Straftat 
darstellt, gleichermaßen diese auf den materiellen 
Inhalt bezogene Prüfung.
7. Ergibt die Prüfung aller tat- und täterbezogenen 
Umstände, daß der Angeklagte mehrfach Verkürzun­
gen von Steuern pp. begangen hat, die zu einem er­
heblichen Schaden geführt haben, so ist dieser erheb­
liche Schaden Folge jeder Verkürzungshandlung und 
Ausdruck einer großen Intensität bei Begehung der 
mehrfachen Taten sowie des Täterwillens und des 
Ausmaßes der Verantwortungslosigkeit, mithin Aus­
druck der erheblichen objektiven Schädlichkeit und 
Schuldgröße jeder der Handlungen.
OG, Urt. vom 30. Oktober 1969 - 2 Ust 20/69.

Während seiner Tätigkeit als Steuerhelfer bewirkte 
der Angeklagte vorsätzlich, daß für den Zeitraum von 
1962 bis 1966 für seinen eigenen Betrieb sowie meh­
rere von ihm steuerlich betreute Betriebe die von ihm 
bzw. den jeweiligen Betriebsinhabern zu berechnen­
den und abzuführenden Steuern im Gesamtumfang 
von 192 614 M zu niedrig erklärt und an den Staats­
haushalt verkürzt afbgeführt wurden. Außerdem er­
klärte er weitere 71524 M Steuern in einer für das 
Jahr 1966 erarbeiteten Steuererklärung zu niedrig; die 
Realisierung dieser Verkürzung konnte verhindert wer­
den. Diese Handlungen beging der Angeklagte dadurch, 
daß er in den von ihm für seinen eigenen Geschäfts­
betrieb abgegebenen bzw. für seine Kunden erarbeite­
ten jährlichen Steuererklärungen an den Rat der 
Stadt, Abteilung Finanzen, Referat Steuern, die für die 
Steuerberechnungen maßgeblichen Betriebseinnahmen 
und -ergebnisse zu niedrig aüswies. So nahm er ent­
weder schon während des jeweiligen Erklärungszeit­
raums in den Buchführungsunterlagen bewußt nicht 
oder nur teilweise gebuchte Betriebseinnahmen in 
die Steuererklärung nicht mit auf, oder er brachte in 
den Buchungsunterlagen überhöht ausgewiesene Be­
triebskosten in Ansatz bzw. legte den Erklärungen 
gefälschte Bilanzen zugrunde. (Wird im einzelnen aus­
geführt.)
Der Angeklagte ist vom Bezirksgericht u. a. wegen 
Vergehens der mehrfachen, teils vollendeten, teils ver­
suchten Verkürzung von Steuern verurteilt worden. 
Der gegen das Urteil des Bezirksgerichts gerichtete 
Protest des Staatsanwalts hatte teilweise Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Die Überprüfung des Urteils hat ergeben, daß der vom 
Bezirksgericht festgestellte Umfang der für den eige­
nen Betrieb des Angeklagten und im Falle R. vor­
sätzlich bewirkten Steuerverkürzung die vom Rat der 
Stadt, Abteilung Finanzen, Referat Steuern, durch 
Berichtigungsbescheid festgestellte Verkürzung über­
steigt. Diese sich zuungunsten des Angeklagten er­
gebenden Differenzen werden ausgewiesen durch die 
mit der Anklage als Beweismittel überreichten Steuer­
akten sowie die Durchschriften der rechtskräftigen 
Steuerbescheide als Resultat des Vergleichs mit den 
vom Angeklagten zur Tatzeit verkürzt abgegebenen 
bzw. erarbeiteten Steuererklärungen und den danach 
abgeführten Steuerbeträgen.
Nach dem Protokoll der Hauptyerhandlung hat das 
Bezirksgericht diese Beweismittel in die Beweisauf­
nahme nicht einbezogen. Diese im Hinblick auf Um­
fang und Inhalt der Beweisaufnahme kritikwürdige 
Unterlassung erfordert erneut den folgenden Hinweis: 
In Strafverfahren wegen Verkürzung von Steuern, 
Abgaben und anderen Abführungen an den Staats­
haushalt und Beiträgen zur Sozialversicherung sind 
die Gerichte bei der Sachverhaltsaufklärung und -fest-
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Stellung an die durch rechtskräftigen Bescheid des 
staatlichen Finanzorgans getroffenen objektiven Fest­
stellungen über die Art sowie den zeitlichen und 
betragsgemäßen Umfang der Verkürzung gebunden. 
Entsprechend den sachlich abgegrenzten Verantwor­
tungsbereichen der staatlichen Organe unterliegen 
diese Feststellungen allein der Kompetenz des jeweils 
zuständigen staatlichen Finanzorgans. Den Gerichten 
obliegt daher zunächst die Prüfung — und zwar auch 
schon bei der Entscheidung über die Eröffnung des 
Hauptverfahrens —, ob derartige rechtskräftige Be­
scheide des Finanzorgans ergangen sind. Dies hat in 
der Hauptverhandlung entsprechend dem Prinzip der 
Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme durch Vorlage 
und Einbeziehung dieser Dokumente in die Beweis­
aufnahme zu geschehen. Auf der Grundlage dieser 
Bescheide hat das Gericht aufzuklären und festzustel­
len, ob, in welcher Art und Weise und in welchem 
Umfang der Angeklagte die vom Finanzorgan objektiv 
nach Art, Zeit und Betrag festgestellte Verkürzung 
vorsätzlich begangen hat, ob dadurch ein erheblicher 
Schaden eingetreten und dieser von dem Angeklagten 
gleichfalls vorsätzlich verursacht worden ist bzw. ob 
der Angeklagte bereits wegen Verkürzung von Steu­
ern, Abgaben, anderen Abführungen an den Staats­
haushalt oder von Beiträgen zur Sozialversicherung 
bestraft oder innerhalb des letzten Jahres mit einer 
Ordnungsstrafe oder von einem gesellschaftlichen Ge­
richt zur Verantwortung gezogen worden ist.
In Anwendung auf den vorliegenden Fall ergibt sich 
daraus, daß das Bezirksgericht, obwohl von dem 
Steuersachverständigen die Verkürzung für den eige­
nen Betrieb des Angeklagten sowie für den Betrieb R. 
mit 12144 M bzw. 4 320 M beziffert worden ist und 
der Angeklagte insoweit die Vorsätzlichkeit seines 
Handelns erklärt hat, den Tat- und Schadensumfang 
nur in Höhe der sich nach den Steuerbescheiden 
ergebenden betragsmäßigen Verkürzungen hätte fest­
stellen dürfen. Diese Prüfung und Feststellung hat 
das Bezirksgericht in der erneuten Hauptverhandlung 
unter Einbeziehung der Steuerakten und rechtskräf­
tigen Berichtigungsbescheide in die Beweisaufnahme 
nachzuholen.
Soweit dem Angeklagten mit der Anklage und dem 
Eröffnungsbeschluß in bezug auf den Betrieb K. zur 
Last gelegt worden ist, auch für den Zeitraum des 
Jahres 1962 in der von ihm erarbeiteten Steuererklä­
rung die Umsatz- und Einkommenssteuer in den vom 
staatlichen Finanzorgan durch Berichtigungsbescheid 
festgestellten Umfang von 37 320 M zu niedrig erklärt 
und in dieser Höhe eine Steuerverkürzung bewirkt 
zu haben, hat das Bezirksgericht festgestellt, daß der 
Angeklagte für diesen Zeitraum keine vorsätzliche 
Steuerverkürzung bewirkt habe. Es hat sich dabei, weil 
für das Jahr 1962 Geschäfts- und Buchungsunterlagen 
bei der Firma nicht mehr vorhanden sind, allein auf 
die Angaben des Angeklagten in der Hauptverhand­
lung gestützt,. mit denen er unter Widerruf früherer 
Geständnisse bestritten hat, für diese Zeit bewußt 
Steuern zu niedrig erklärt zu haben. Dazu hat es wei­
ter angeführt, daß keine Anhaltspunkte dafür vorhan­
den seien, daß der Angeklagte in der Hauptverhand­
lung die Unwahrheit und im Ermittlungsverfahren die 
Wahrheit gesagt habe. Diese Auffassung des Bezirks­
gerichts kann nach dem bisherigen Stand der Sach­
aufklärung nicht anerkannt werden.
Richtig ist, daß die Sachaufklärung und Beweisfüh­
rung durch das Fehlen objektiver Beweismittel in 
Form des betrieblichen Belegwesens besonders er­
schwert ist und sich die Beweiswürdigung zum ge­
nannten Anklagekomplex letztlich auf die Frage nach 
der Beweiskraft der früheren Geständnisse des An-


